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Beitragsfunktionen:

GESCHICHTE: Woidke stockt Beratungsstellen auf

Verfahren zu Ansprüchen von SED-Opfern sollen beschleunigt werden





Ulrike Poppe, Dietmar Woidke (r.) und Leopold Esselbach...

POTSDAM - Im Land Brandenburg können SED-Opfer auf schnellere Rehabilitierungsverfahren hoffen. Die neun Mitarbeiter zählende Behörde im Innenministerium werde um fünf Stellen aufgestockt, so Innenminister Dietmar Woidke (SPD) gestern. Politisch Verfolgte in der DDR hätten einen Anspruch auf eine möglichst schnelle Bearbeitung. Es könne nicht sein, dass sie als Opfer von Drangsalierungen und Benachteiligungen nun auch noch über lange Zeit auf eine Rehabilitierungsentscheidung warten müssten, sagte der Minister. Nach seinen Angaben gehen durchschnittlich 25 Anträge pro Monat ein, noch warteten etwa 1200 Antragsteller auf Entscheidungen.

Die Behörde im Innenressort ist zuständig für die verwaltungsrechtliche und berufliche Rehabilitierung politisch Verfolgter. Danach können Betroffene zum Beispiel bei der Rentenversicherung einen Ausgleich für Nachteile im Beruf oder in der Ausbildung beantragen. Auch für die nächsten Jahre rechnet der Minister mit einem ähnlich hohen Antragsaufkommen wie jetzt, da die Fristen bis Ende 2019 verlängert wurden. Mit der Personalaufstockung unterstütze er das Anliegen der Aufarbeitungsbeauftragten Ulrike Poppe, für schnellere Verfahren zu sorgen, und folge Hinweisen aus der Enquetekommission des Landtages, sagte Woidke.

Die Kommission beschäftigt sich mit der Bewältigung der Folgen der SED-Diktatur in der Mark. In einem von der Kommission in Auftrag gegebenen Gutachten werden Brandenburg erhebliche Defizite im Umgang mit DDR-Opfern bescheinigt. Wegen des Fehlens eines Stasi-Beauftragten – Poppe als Erste in dieser Funktion hatte ihr Amt erst im Vorjahr angetreten – sei die Bearbeitung und Betreuung von Betroffenen über viele Jahre unbefriedigend gewesen. Der Auftrag zur Rehabilitierung und Entschädigung von SED-Opfern sei in Brandenburg nur mit einem „Minimalprogramm“ umgesetzt worden, verwaltungstechnisch zudem ungünstigerweise getrennt in Entschädigungsstellen bei den Landgerichten und die Rehabilitierungsbehörde im Innenministerium. Andere Länder hatten diese Aufgaben frühzeitig zusammengelegt. Gutachter Jörg Siegmund vom Zentrum für angewandte Politikforschung in München hatte herausgefunden, dass in Brandenburg die Anerkennungsquote in Rehabilitierungsverfahren bei 43,8 Prozent liegt, während sie etwa in Thüringen 65,7 Prozent beträgt.

Seit Inkrafttreten der Rehabilitierungsgesetze im Juli 1994 wurden nach Angaben des Innenministeriums in Brandenburg mehr als 20 700 Anträge gestellt. Davon betrafen 4900 eine verwaltungsrechtliche und etwa 15 850 Anträge die berufliche Rehabilitierung. Gut 19 500 Antragsverfahren seien abgeschlossen worden.)

Info Die Rehabilitierungsbehörde in der Henning-von-Tresckow-Straße 9 bis 13 in 14467 Potsdam ist telefonisch unter 0331/866-2395 begin_of_the_skype_highlighting              0331/866-2395      end_of_the_skype_highlighting bzw. per E-Mail unter rehabilitierungsbehoerde@mi.brandenburg.de zu erreichen. (V.Kr. (mit dpa)
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